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Die Abstimmung der verschiedenen gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen re-
gional- und sozialpolitischen Maßnahmen steht seit Jahren im Vordergrund der
Bemühungen der EG-Kommission. Mit den Beschlüssen des Europäischen Rates
vom Februar 1988 konnte hier ein klarer Fortschritt im Grundsatz erreicht wer-
den1. Dies fand seinen Niederschlag in der Anpassung der entsprechenden Rah-
menverordnung2 durch die EG-Kommission und in der Verabschiedung der erfor-
derlichen Durchführungsverordnungen3 von Seiten des Ministerrates zum Ende
des Jahres 1988. Gewerkschaften, Unternehmensverbände und politische Partei-
en haben im Verlauf von 1988 verstärkt über die soziale Dimension des angestreb-
ten Binnenmarktes diskutiert.

Reform der Europäischen Strukturpolitik gesichert

Die Einheitliche Europäische Akte verpflichtet die Gemeinschaft vertraglich auf
die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts in der Gemein-
schaft. Dies erfordert auch die Verringerung der erheblichen regionalen Entwick-
lungsunterschiede sowie die Schaffung von vergleichbaren sozialen Bedingungen
für die Bevölkerung im allgemeinen, für die Erwerbspersonen im besonderen.
Freilich ist die Gemeinschaft überfordert, wollte sie an breiter Front einen sol-
chen Ausgleich mit eigenen Mitteln herbeiführen, zumal der Bedarf an Kohärenz
durch den Beitritt von Griechenland, Spanien und Portugal - Länder mit einem
sehr niedrigen Pro-Kopf-Einkommen und geringem Beschäftigungsstand - deut-
lich gestiegen ist. Nach wie vor gilt das Prinzip der Subsidiarität, nach dem die Ge-
meinschaft jeweils dort ergänzend tätig werden soll, wo die eigenen - zumutbaren
- Anstrengungen der einzelnen Länder nicht ausreichen. Hinzugekommen ist die
ausdrückliche Verpflichtung der Mitgliedstaaten zu intensiverer gegenseitiger
Abstimmung der einzelstaatlichen Strukturpolitik.

Subsidiarität und Koordinierung haben auch in den neuen Verordnungen zur
Reform der gemeinschaftlichen Strukturpolitik ihren Niederschlag gefunden. In
erster Linie betrifft dies die verschiedenen Fonds der Europäischen Gemein-
schaft. Hier wird durch die Konzentration des Mitteleinsatzes und die Straffung
der Ziele der strukturpolitischen Interventionen eine merkliche Effizienzsteige-
rung erwartet. So wird sich die gemeinschaftliche Regionalpolitik künftig einmal
noch stärker auf die rückständigsten Gebiete konzentrieren, zum anderen den
Anpassungsprozeß dort, wo im Niedergang befindliche, strukturschwache Indu-
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strien vorherrschen, erleichtern helfen. Die sozialpolitischen Aktionen werden im
wesentlichen Jugendlichen und Langzeitarbeitslosen zugute kommen. Dabei sol-
len die Interventionen im Wege von integrierten Programmen miteinander ver-
zahnt und mit den übrigen finanzpolitischen Instrumenten der Gemeinschaft (Eu-
ropäische Investitionsbank, Neues Gemeinschaftsinstrument) abgestimmt wer-
den.

Bieten Rahmenverordnung und Durchführungsverordnungen nun auch die
Grundvoraussetzung für eine effizientere Politik der Gemeinschaft, so dürften
doch die Schwierigkeiten bei der Realisierung dieser neuen Grundsätze nicht
übersehen werden. Denn die Absicht der stärkeren Abstimmung strukturpoliti-
scher Maßnahmen - sie wird schlagwortartig mit den Begriffen Komplementari-
tät, Partnerschaft und Programmierung umrissen - bedeutet gleichzeitig auch ein
Mehr an Einflußnahme von Seiten der europäischen Ebene auf die Gestaltung der
einzelstaatlichen Politik und dürfte - wie die Erfahrung zeigt - im Einzelfall
durchaus auf Widerstand gegen den drohenden Autonomieverlust stoßen, z. B.
bei den Bundesländern. Am wenigsten könnten sich diejenigen Länder entziehen,
die in erster Linie in den Genuß der finanziellen Mittel der Gemeinschaft kom-
men. Mit der beschlossenen realen Verdoppelung des Volumens der Struktur-
fonds bis 1993 gegenüber 1987 ist hier ein erheblicher Anreiz gegeben.

Im Zusammenhang mit dem Binnenmarktprogramm wird zunehmend die Fra-
ge aufgeworfen, welche Anforderungen sich daraus an die gemeinschaftliche
Strukturpolitik ergeben und mit welchen Entlastungseffekten - ausgelöst durch
die stärkere wirtschaftliche Dynamik - zu rechnen ist. Die Antwort hierauf ist si-
cherlich nicht einfach. Die Versuche, die Wirkungen des Binnenmarktes für die
Volkswirtschaften qualitativ und quantitativ zu erfassen, blieben bisher zu global4

oder selektiv auf einzelne Länder oder Regionen5 gerichtet. Allgemeine Tenden-
zen über die Wirkungen des Binnenmarktprogramms für die regionale und soziale
Kohärenz der Gemeinschaft sind infolgedessen nur schwer abzuleiten.

Regionalpolitik

Die Schaffung eines einheitlichen Binnenmarktes ohne Grenzen ließe - so wird
befürchtet - die zentripetalen Kräfte in der Gemeinschaft wieder größer werden,
so daß die zentralen Regionen aus der Dynamik, die der Binnenmarkt entfaltet,
stärker Nutzen ziehen als die peripheren Gebiete mit großer Rückständigkeit.
Denn Größenvorteile könnten an den bestehenden Industriestandorten leichter
realisiert werden als in den noch wenig industrialisierten Regionen. Die Arbeits-
märkte seien hier auch nicht so weit erschöpft, daß daraus Anreize für eine stär-
kere Mobilisierung des Kapitals entstünden. Sogwirkungen würden tendenziell zu
wieder stärkeren Arbeitskräftewanderungen in Richtung der Zentren führen. Er-
leichterungen beim Zugang zu den Märkten der einzelnen Mitgliedsländer wür-
den die Vorteile einer Diversifizierung von Produktionsstandorten eher geringer
werden lassen.
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Kompensierend wirkt freilich, daß im Zuge der Beschleunigung des Wachstums
in der Gemeinschaft strukturpolitische Probleme sich mildern dürften. Ebenso,
wie die ausgeprägte Wachstumsschwäche der vergangenen Jahre die regional-,
Struktur- und sozialpolitischen Defizite klar hat zutage treten lassen, wird die
wirtschaftliche Belebung hier umgekehrt wohl zu einer Entlastung führen. Die
Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnologie bewirkt zudem
in der Tendenz eine Verringerung der Vorteile des Zentrums im Vergleich zur
Randlage. Im übrigen knüpft sich die Hoffnung der rückständigeren Regionen ge-
rade daran, daß ihre Standortvorteile hinsichtlich niedriger Lohnkosten und ho-
her finanzieller staatlicher Anreize in einem einheitlichen, nicht mehr durch
Grenzkontrollen sowie unterschiedliche Normen und Standards fraktionierten
Markt für Unternehmensansiedlungen und bei Entscheidungen für Erweiterungs-
investitionen stärker zum Tragen kommen. Freilich muß in diesem Zusammen-
hang immer wieder die Frage aufgeworfen werden, ob es vielen Regionen mit
Entwicklungsrückstand nicht an wichtigen Grundvoraussetzungen fehlt, um in
hinreichendem Maße für Unternehmen attraktiv zu sein. Dies gilt im wesentlichen
für die vielfach unzureichende Infrastruktur sowie die Defizite in der beruflichen
Qualifizierung des regionalen Arbeitspotentials. Insofern ist es folgerichtig, die
Schwerpunkte der gemeinschaftlichen Strukturpolitik auf den Abbau dieser Män-
gel zu setzen und die Mittel dafür erheblich aufzustocken. Fraglich ist es indes, ob
bis Ende 1992, wenn der Binnenmarkt vollendet sein soll, der entscheidende
Schritt nach vorn bereits getan ist.

Wirtschaftliche Dynamik der rückständigsten Regionen immer noch zu gering
Die peripheren Gebiete können ihren Entwicklungsrückstand nur aufholen, wenn
sie über einen langen Zeitraum hinweg einen steileren Wachstumspfad erreichen
als die prosperierenden Regionen. Die Resultate der Regionalförderung sind in
dieser Hinsicht aber nicht ermutigend. Das regionale Entwicklungsgefälle hat sich
auch in den Kernländern der Europäischen Gemeinschaft trotz der nationalen
und gemeinschaftlichen Anstrengungen nicht deutlich abgeflacht6. Mit Hilfe re-
gionalpolitischer Maßnahmen konnte zumindest verhindert werden, daß die rück-
ständigen Regionen noch weiter zurückbleiben. Bisher begünstigen wahrschein-
lich auch der Staat und die öffentlichen Unternehmen mit ihrem stattlichen Nach-
fragevolumen eher die entwickelteren Gebiete. Auch bei der Durchführung des
europäischen, technologieorientierten Ausbildungsprogramms Comett in Zusam-
menarbeit von Wirtschaft und Universität zeigte sich eine Benachteiligung der
rückständigen Regionen7. Eine Studie, welche die EG-Kommission im September
1988 in Auftrag gegeben hat, soll Auskunft darüber geben, wie die regionalen
Wirkungen der Öffnung des öffentlichen Auftragswesens im vollendeten Binnen-
markt einzuschätzen sind8. Über die Effizienz regionalpolitischer Instrumente
wird in letzter Zeit wieder intensiv nachgedacht und diskutiert. So sind im Laufe
des vergangenen Jahres von Seiten des EP-Ausschusses für Regionalpolitik und
Raumordnung Berichte zum regionalpolitischen Instrumentarium erarbeitet wor-
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den9. Es fehlt allerdings bislang an einer hinreichenden Evaluierung europäischer
Regionalfördermaßnahmen, so daß es schwer ist, zum Zwecke einer wirksameren
Gestaltung hier Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen10. Dieses Defizit ver-
sucht die EG-Kommission dadurch zu schließen, daß sie zunehmend auch Unter-
suchungen finanziert, die der Evaluation der durch die Strukturfonds finanzierten
Maßnahmen dienen oder die grundsätzliche Bedeutung einzelner Förderinstru-
mente für die regionale Entwicklung ermitteln sollen11.

Ein neues Element der europäischen Regionalpolitik ist die Zusammenarbeit
der Kommission mit Vertretern der regionalen und kommunalen Ebene in den
einzelnen Ländern. Zu diesem Zwecke wurde ein Beirat der regionalen und loka-
len Gebietskörperschaften eingesetzt12, der die Kommission in allen Fragen von
regionalpolitischer Bedeutung beraten soll. Im Dezember 1988 fand die erste Sit-
zung des Beirates statt. Ein institutioneller Kontakt der europäischen Behörden
zu den unmittelbar von der Regionalförderung Begünstigten (oder auch Betroffe-
nen) ist insbesondere von Seiten des Europäischen Parlaments seit langem ge-
wünscht worden. Die Mitgliedstaaten blieben diesem Vorschlag gegenüber recht
zurückhaltend und haben ihm nur zögernd zugestimmt, da sie die „gewachsenen
staatlichen Organisationsstrukturen"13 und damit auch ihre Einflußmöglichkeiten
gefährdet sahen. Inwieweit das gebildete Gremium aus 42 Mitgliedern mit Wahl-
mandat auf regionaler oder lokaler Ebene dazu beitragen kann, die Effizienz der
Interventionen zu verbessern, muß allerdings offen bleiben. Solange es den staat-
lichen Planungsinstanzen nicht gelingt, den Bedarf an Förderung in den Regionen
und Gemeinden zu erkennen oder deren Interessen untereinander und mit über-
geordneten Zielen abzustimmen, und solange dadurch Konflikte zwischen den
verschiedenen gebietskörperschaftlichen Ebenen angelegt sind, dürften es auch
die wenigen dem Beirat angehörenden nationalen Vertreter schwer haben, die
verschiedenen Interessen zu bündeln und in Regionalprogramme umzusetzen.

Das italienische Beispiel der Regionalförderung zeigt, daß mit gestärkter Mit-
wirkungsmöglichkeit im Planungsprozeß der Koordinierungsbedarf deutlich grö-
ßer wird. Die institutionelle Reform im Zusammenhang mit der Auflösung der
Cassa per il Mezzogiorno, bei der die Zuständigkeiten in der Regionalpolitik
mehr auf die Gebietskörperschaften verlagert worden waren, hat hier erhebliche
Abstimmungsdefizite erkennen lassen14. Wenn auf der gemeinschaftlichen Ebene
Fehlsteuerungen schneller erkannt und dringender Bedarf direkter vermittelt
werden sollen, bedarf es nicht zuletzt der Nutzung bestehender15 sowie der Schaf-
fung zusätzlicher Möglichkeiten zur Kontrolle bei der Durchführung der beste-
henden Förderprogramme vor Ort.

Indem sich die EG-Förderung zunehmend auf Entwicklungsprogramme stützt,
ist zwar die Abstimmung zwischen dem jeweiligen Einzelvorhaben und dem För-
derkonzept gewährleistet. Aber nur rund ein Fünftel der Mittel des Regional-
fonds wurde 1988 im Rahmen von Gemeinschaftsprogrammen und nationalen
Programmen von gemeinschaftlichem Interesse vergeben, während der überwie-
gende Teil nach wie vor in Einzelmaßnahmen fließt.
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Programme für Regionen im industriellen Niedergang

Auf der Grundlage der in den vorangegangenen Jahren von der Kommission erar-
beiteten Vorschläge hat der Rat im Jahr 1988 für die Gemeinschaftsprogramme
„Resider" (Umstellung von Eisen- und Stahlrevieren) und „Renaval" (Umstellung
von Schiffbaugebieten) die entsprechenden Verordnungen erlassen16. Danach
wird der Regionalfonds in Gebieten, in denen die Eisen- und Stahlindustrie oder
der Schiffbau vorherrscht, Projekte zur Umstrukturierung in Richtung auf zu-
kunftsträchtigere Tätigkeitsfelder mit unterstützen. Für „Resider" sind auch die
ersten Interventionsprogramme bereits genehmigt worden; sie betreffen Großbri-
tannien und die Bundesrepublik. Das vor einigen Jahren besonders düstere Bild
für die Eisen- und Stahlindustrie hat sich mit der Besserung der konjunkturellen
Entwicklung freilich aufgehellt. Hinzu kommt, daß die in den letzten Jahren - vor
der Einführung von „Resider" - bereits eingeleiteten Anpassungsmaßnahmen für
diesen Bereich ihre Wirkungen zeigen. Ein Problem, daß die Entwicklungsmög-
lichkeiten der einzelnen Regionen im Wettbewerb untereinander betrifft, besteht
freilich in der Divergenz des Umfangs an Beihilfen für diese Bereiche, auch wenn
sie im Zusammenhang mit den Umstrukturierungsmaßnahmen zu sehen sind17. So
betrugen die Stahlbeihilfen im Durchschnitt der Jahre 1980 bis 1986 in Italien
über 70 vH, Frankreich und Großbritannien fast 60 vH der Wertschöpfung des
Stahlsektors, in der Bundesrepublik dagegen nicht einmal 10 vH; die Beihilfen für
Werften beliefen sich im selben Zeitraum in Frankreich auf ebenfalls knapp 60
vH, in Dänemark und Italien auf etwa 35 vH, in den Niederlanden jedoch nur auf
gut 10, in der Bundesrepublik auf rund 12 vH der Wertschöpfung im Schiffbau18.

Sozialpolitik

Beschäftigungsaussichten haben sich gebessert

Mit der kräftigen Expansion, die in den meisten Ländern der EG im Jahr 1988 zu
verzeichnen war, hat die Beschäftigung meist überall deutlich zugenommen und
konnte die Arbeitslosigkeit teilweise merklich abgebaut werden. Besonders deut-
lich war der Rückgang in Großbritannien, während die Arbeitslosigkeit in Italien
- vor allem demographisch bedingt - und in Dänemark - hier infolge schwachen
Wirtschaftswachstums - noch zunahm. Auch für das Jahr 1989 dürften die Be-
schäftigungsaussichten weiterhin günstig sein. Dennoch besteht kein Grund für
Euphorie. Denn nach wie vor ist die Zahl der Arbeitslosen mit knapp 16 Mio.
oder rd. 10 vH aller Arbeitskräfte außerordentlich hoch. Zudem streut sie erheb-
lich: in Spanien und Irland ist jeder Sechste arbeitslos, in der Bundesrepublik, in
Portugal oder Dänemark nur etwa jeder Sechzehnte. Darüber hinaus bleibt der
große Anteil Jugendlicher unter den Arbeitslosen in den meisten Ländern der
Gemeinschaft ein erhebliches Problem. Die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
der Gemeinschaft, die sich auf Jugendliche und Langzeit-Arbeitslose konzentrie-
ren, setzen insofern richtig an. Ihr beschäftigungspolitischer Effekt muß indessen
- dies ist hier schon mehrfach ausgeführt worden - als gering angesehen werden.
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Denn einmal sind die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel gemessen an
den Arbeitsmarktproblemen nur allzu bescheiden. Zum anderen bestehen in be-
zug auf den Europäischen Sozialfonds stärker noch als im Falle des Regionalfonds
Zweifel an der Effizienz des Mitteleinsatzes19. Schließlich, und das ist das Ent-
scheidende in der gegenwärtigen Situation, greifen Maßnahmen zur Verbesse-
rung der beruflichen Qualifikation deutlich besser, wenn einer merklichen Zahl
an offenen Stellen kein entsprechend geeignetes Angebot an Arbeitskräften ge-
genübersteht. Trotz gewisser struktureller Unausgewogenheiten zwischen Ange-
bot und Nachfrage im einzelnen besteht in der Europäischen Gemeinschaft aber
generell ein erhebliches Defizit an Arbeitsplätzen.

Hier kann nur dadurch Abhilfe geschaffen werden, daß mittelfristig ein kräfti-
ges Wirtschaftswachstum realisiert wird. Das Binnenmarktprogramm wird dazu
fühlbar beitragen. Nach den Schätzungen des Cecchini-Berichts ist die Zahl der
zusätzlich Beschäftigten auf rd. 1,8 Mio. zu veranschlagen; nutzen die EG-Staaten
ihren infolge der Wachstumsbeschleunigung gewonnenen finanzpolitischen Spiel-
raum, so könnten sogar innerhalb von fünf bis sechs Jahren für rd. 6 Mio. Men-
schen zusätzliche Arbeitsplätze entstehen20. Es gibt nun eine Reihe von Gründen,
die dafür sprechen, den Nettobeschäftigungseffekt der Vollendung des Binnen-
marktes niedriger zu veranschlagen: Kaufkraftentzug durch rationalisierungsbe-
dingte Freisetzungseffekte, starre Strukturen bei der öffentlichen Auftragsverga-
be, Konsolidierungswünsche oder -zwänge bei chronisch verschuldeten Staaten,
Reaktionen der Handelspartner und Wechselkursanpassung infolge verbesserter
Wettbewerbsfähigkeit zählen dazu21. Gleichwohl ist der Impuls auch unter dem
Beschäftigungsaspekt bedeutsam. Eine kooperative Wachstumsstrategie, die von
der Kommission immer wieder ins Spiel gebracht wird und bislang allenfalls an-
satzweise in der Wirtschafts- und Finanzpolitik der EG-Länder zu erkennen ist,
müßte das Binnenmarktprogramm flankieren, damit die wünschenswerten weiter-
gehenden Beschäftigungseffekte erzielt werden können.

Soziale Dimension des Binnenmarktes

Im Laufe des Jahres 1988 ist insbesondere von den Gewerkschaften zunehmend
die Frage aufgeworfen worden, inwieweit im Binnenmarktprogramm trotz der
vorausgesagten Beschäftigungseffekte die soziale Dimension berücksichtigt ist.
Bedenkt man, daß die Kommission das Weißbuch zur Vollendung des Binnen-
marktes bereits im Juni 1985 vorgestellt hat, mag die späte Beteiligung der Ge-
werkschaften an der Diskussion über Ziele und Ausgestaltung des Binnenmarktes
überraschen. Richtig ist freilich, daß sich im Binnenmarktprogramm, das wichtige
Aspekte der Einheitlichen Europäischen Akte ausfüllt, aus sozialpolitischer Sicht
nur wenig finden läßt. Neben der Herstellung von Freizügigkeit für Selbständige
und der gegenseitigen Anerkennung der Berufsausbildungen ist hier die Schaf-
fung von Mindeststandards für nationale Regeln im Hinblick auf Sicherheit und
Gesundheitsschutz sowie für den Schutz von Verbrauchern und Umwelt zu nen-
nen22. Bislang blieben diese Harmonisierungsvorhaben recht unverbindlich, und
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Strukturwirksame Haushalts- und Finanztransaktionen der EG nach Mitgliedstaaten
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Nr. 59/1989; 17. Finanzbericht des EAGFL, Abteilung Ausrichtung; Schätzungen des DIW.
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andere wichtige sozialpolitische Bereiche sind im Weißbuch ganz ausgeklammert.
Dies betrifft im wesentlichen die Frage der Sozialstandards im weitesten Sinne,
also arbeits- und tarifrechtliche Bestimmungen hinsichtlich der Arbeitsbedingun-
gen, der Mitbestimmungsregeln, der Gestaltung von Arbeitszeiten, Urlaubsdauer,
Lohnfortzahlung oder Mutterschutz, nicht zuletzt auch der Versorgungsansprü-
che im Alter, bei Arbeitslosigkeit oder Erwerbs- und Berufsunfähigkeit. Auch
wenn in der Einheitlichen Europäischen Akte die Verpflichtung der Gemein-
schaft zu sozialem Zusammenhalt und zur Angleichung auch sozialer Standards
auf einem hohen Niveau sowie zur Entwicklung des Dialogs zwischen den Sozial-
partnern verankert ist, besteht doch auf Seiten der Länder, die heute ein hohes
Maß an sozialer Sicherheit erreicht haben, die Befürchtung, daß der verstärkte
Wettbewerb sowie die politischen Rahmenbedingungen einen Abbau des beste-
henden sozialen Netzes erzwingen könnten. Zu dieser Befürchtung trägt bei, daß
das Schwergewicht des Binnenmarktprogramms auf Liberalisierung, Deregulie-
rung, Rationalisierungsdruck, Ausschöpfung der Größenvorteile in der Produk-
tion und Stärkung der Wettbewerbskräfte liegt. Dies bestärkte den Eindruck, die
Kommission setze allzu einseitig darauf, daß der Nutzen für Unternehmen und
Wirtschaft der Bevölkerung gleichmäßig zugute komme und weitergehende Regu-
lierungen im sozialen Bereich diesen Prozeß nur behinderten.

Nun hat die Kommission - auch als Antwort auf die aufkommenden Zweifel -
in einer Stellungnahme zur sozialen Dimension des Binnenmarktes diesen Ein-
druck zu korrigieren versucht23. Zu Recht wird dabei darauf verwiesen, daß die
Gemeinschaft in Ergänzung zu nationalen Maßnahmen den im Zuge der Vollen-
dung des Binnenmarktes zu erwartenden forcierten Strukturwandel mit verstärk-
ten arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen flankieren wird. Die finanziellen Mittel
für solche Vorhaben sind auch deutlich erhöht worden. Auch hat die Kommission
im Bereich der Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz Vorschläge für eine
Rahmenrichtlinie und weitere Durchführungsrichtlinien ausgearbeitet24. Darüber
hinaus ist sie seit langem darum bemüht, den erwünschten sozialen Dialog der so-
zialen Gruppen auf verschiedenen Ebenen herbeizuführen. Dennoch gelang es
wohl nicht, in den fortgeschrittenen Ländern alle Zweifel zu zerstreuen. Der Hin-
weis von Jacques Delors darauf, daß Länder mit den höchsten sozialen Standards
„während einer Übergangszeit auf dem gegebenen Stand verharren . . . dürfen",
mit dem Vorbehalt, daß die Standards „sich unter dem harten Wettbewerbsdruck
halten . . . lassen"25 ist eher geeignet, die Skeptiker zu bestätigen.

Auch das Vorhaben, die sozialen Grundrechte in einer gemeinschaftlichen
Charta zu verankern - der Entwurf dazu wurde von der EG-Kommission Mitte
Mai 1989 verabschiedet26 - hat diese Befürchtungen nicht zerstreut, da die Kom-
mission hier keine Rechtsverbindlichkeit anstrebt. Noch ist offen, ob einzelne
Mitgliedstaaten eine gemeinschaftliche Charta akzeptieren, wenn sie ähnliche in-
ternationale Übereinkünfte von Europarat (Europäische Sozialcharta), UNO (In-
ternationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte) und der In-
ternationalen Arbeitsorganisation (einzelne Übereinkommen über soziale Rech-
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te) zum Teil nicht angenommen haben27. Zweifellos wäre die Schaffung von ein-
heitlichen grundlegenden sozialen Garantien in der Europäischen Gemeinschaft
als ein Fortschritt anzusehen. Im Zusammenhang mit der Furcht vor sozialem
Dumping im Binnenmarkt kommt es nicht zuletzt darauf an, inwieweit sich mit
der konkreten Ausfüllung solcher Grundrechte die sozialen Standards in den EG-
Mitgliedstaaten auf hohem Niveau angleichen lassen.

Freilich stellt die Vollendung des Binnenmarktes die EG-Länder auch in sozia-
ler Hinsicht nicht vor eine völlig neue Situation. Jedes Land ist in einem erheb-
lichen Maße auch heute schon in die Weltwirtschaft eingebunden und muß sich
hier dem internationalen Wettbewerb stellen. Das hohe Niveau sozialer Stan-
dards gerade in den am weitesten entwickelten Ländern wurde nicht im Wege der
Abschottung von Auslandskonkurrenz erreicht, sondern ist Ausdruck hoher Pro-
duktivität sowie stabiler Arbeitsbeziehungen - ein wichtiger Standortfaktor. Dies
wird mit der Vollendung des Binnenmarktes nicht grundsätzlich in Frage gestellt.
Dennoch wird in der Diskussion um die soziale Dimension des Binnenmarktes ein
Defizit nicht nur in der Vermittlung des Binnenmarktprogramms offenbar: Die
Bemühungen um soziale Kohärenz hinken den Bestrebungen zur Schaffung eines
einheitlichen Marktes hinterher, und es gibt wenig konkrete Vorstellungen dar-
über, wie sich hierbei Kosten und Nutzen auf Länder und Regionen der Gemein-
schaft verteilen. Die Zeit, dieses Defizit aufzuholen, ist knapp.
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